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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Amtsgerichtsrat Heeſch in Tönning 
iſt für die Dauer feines gegenwärtigen Haupt⸗ 
amts zum Vorſitzenden des Seeamts in 
Tönning ernannt worden. 


Der Regierungs- und Gewerberat, Ge- 
heime Regierungsrat Lauriſch in Königs⸗ | 
berg i. Pr. iſt zum 1. Dezember d. Is. nach 
Potsdam verſetzt worden. Ihm iſt die plan⸗ 
mäßige Stelle eines Regierungs- und Ges 
werberats bei der Regierung in Potsdam 
und des Aufſichtsbeamten im Sinne des 
8 1895 der Gewerbeordnung für den Bezirk 
dieſer Regierung verliehen worden. | 


wuar k. Is. 
Lüdenſcheid verſetzt und den Gewerbe⸗ 


Die Gewerbeaſſeſſoren Brinkmann 
in Görlitz, Pillon in Berlin-Lichtenberg 
und Schilling in Hanau ſind zu 
Gewerberäten ernannt und endgültig mit 
der Verwaltung der Gewerbeaufſichtsämter 
Görlitz I, Lichtenberg und Hanau beauftragt 
worden. 

Die Gewerbeaſſeſſoren Didier in Bonn 
und Steinert in Barmen ſind zum 1. Ja⸗ 
nach München⸗Gladbach und 


aufſichtsamtern dortſelbſt als Hilfsarbeiter 
überwieſen worden. 
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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Teiltarifvertrag für die Angeſtellten bei den Reichs⸗ und den preußiſchen Staats⸗ 
verwaltungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 29. November 1920. 


Zur Vermeidung von Zweifeln, die ſich aus der Beſtimmung in 88 (2) des Teil⸗ 
tarifvertrags für die Angeſtellten bei den Reichs⸗ und den preußiſchen Staatsverwaltungen 
vom 4. Juni 1920 ſowie der dazu ergangenen und durch Erlaß vom e e 
(JB. 1 8689/1 13245) ) abgeänderten Ausführungsbeſtimmung in Ziffer 23 ergeben könnten, 
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wird darauf hingewieſen, daß zur Anrufung des paritätiſchen Ausſchuſſes nicht nur die 
Dienſtſtelle, ſondern auch die Angeſtelltenvertretung unmittelbar befugt iſt, und hierzu er- 
läuternd noch folgendes bemerkt: 

Im Falle der Anrufung des paritätiſchen Ausſchuſſes durch die Dienſtſtelle hat dieſe 
das Anrufungsſchreiben unter Außerachtlaſſung des Dienſtwegs unmittelbar mir als 
oberſtem Verwaltungschef zur Weitergabe an den Ausſchuß vorzulegen. Sobald die Dienſt⸗ 
ſtelle von der Anrufung des paritätiſchen Ausſchuſſes durch die Angeſtelltenvertretung 
Kenntnis erhält, hat ſie mir unter Darlegung des Sachverhalts und unker genauer Be— 
zeichnung der Streitpunkte zu berichten. 

Über jeden zur Eutſcheidung des paritätiſchen Ausſchuſſes kommenden Streitfall iſt 
auch dem Herrn Finanzminiſter zu berichten. 

Nach der Auffaſſung des paritätiſchen Ausſchuſſes ſind Partei auf der Arbeitgeber⸗ 
ſeile lediglich die einzelnen Dienſtſtellen. Es wird deshalb hiermit beſtimmt, daß die 
Dienſtſtellen in jeder Streitſache mich als oberſten Verwaltungschef und den Herrn Finanz⸗ 
miniſter alsbald dem paritätiſchen Ausſchuſſe gegenüber als ihre Vertreter zu benennen haben. 

Anfragen des paritätiſchen Ausſchuſſes an die Dienſtſtellen ſind zur Vermeidung von 
Rechtsnachteilen ſtets mit äußerſter Beſchleunigung zu erledigen. Ulber den Inhalt des 
Schriftwechſels iſt mir gleichzeitig kurz, aber erſchöpfend zu berichten. 

Ferner wird angeordnet, daß die auf Grund der Beſtimmung in 8 4 des Kapitulanten— 
entſchädigungsgeſetzes vom 13. September 1919 (RGS Bl. S. 1659 ff.) den aus dem Heeres⸗ 
dienſt ausgeſchiedenen Kapitulanten beſonders gewährten monatlichen Entſchädigungen 
Gapitulanteneutſchädigungen) als Militärrenten im Sinne des § 20 (2) des Teiltarif⸗ 
vertrags für die Angeſtellten bei den Reichs- und den preußiſchen Staatsverwaltungen vom 
4. Juni 1920 anzuſehen und daher nicht auf die Dienſtbezüge aus dem Teiltarifvertrag 
anzurechnen ſind. Dagegen ſind Kinderzulagen, welche Kapitulanten etwa auf Grund des 
Erlaſſes des Reichswehrminiſteriums vom 4. Dezember 1919 (SVBl. S. 479) bewilligt 
worden ſind, auf die nach § 15 des Teiltarifvertrags zuſtändigen Beträge anzurechnen, da 
ſolche Zulagen grundſätzlich nicht doppelt gewährt werden können. 

Es wird erſucht, hiernach das Erforderliche ſchleunigſt zu veranlaſſen. 

In Vertretung. 
ZB.1 4049. I 15045. III 16260. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


) HMA. S. 304. 


Scheckverkehr der Staatskaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 1. Dezember 1920. 


Es iſt wiederholt beobachtet worden, daß öffentliche Behörden oder ihre Kaſſen— 
verwaltungen von ihnen angenommene Schecks auf private Geldinſtitute in der Weiſe einziehen, 
daß ſie die Schecks durch Boten bei den Bezogenen ſelbſt vorlegen laſſen. Dies Verfahren 
iſt für die Behörden umſtändlich. Das hat leider vielfach dazu geführt, daß Kaſſenbeamte 
Schecks ſelbſt in Fällen ablehnen, wo gegen die Annahme irgendwelche Bedenken nicht 
ge Ein ſolches Verhalten iſt aber der Förderung des bargeldloſen Zahlungsverkehrs 
abträglich. 

Ich mache deshalb darauf aufmerkſam, daß die Reichsbank bereits ſeit dem 22. Juni 
1918 alle Schecks auf Reichsbank⸗Girokontoinhaber, deren Konto bei derſelben Reichsbank⸗ 
anſtalt geführt wird wie das Konto der den Scheck einreichenden öffentlichen Kaſſe, ferner 
alle Reichs bankſchecks, mithin auch ſolche auf andere Plätze, gebührenfrei einzieht. 
Es iſt hiernach nur erforderlich, die Schecks auf einem von den Reichsbankanſtalten zu 
beziehenden Vordruck zu verzeichnen und der das Konto führenden Reichsbankanſtalt mit 
dieſem Verzeichnis einzureichen. Einziehung und Gutſchrift erfolgen für die bis 11 Uhr 
vormittags in dieſer Weiſe eingehenden Schecks im allgemeinen noch am gleichen Tage. 
Sollte ein Scheck mangels Deckung zurückgegeben werden müſſen, fo iſt die Reichsbank 
bereit, auf die in dieſem Falle zur Erhebung gelangende Gebühr von 0,0 M zu verzichten, 
wenn es der betreffenden Behörde nicht möglich iſt, die Gebühr vom Einlieferer beizutreiben. 
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Zur Förderung des bargeldloſen Zahlungsverkehrs und zur Vermeidung überflüſſiger 
Botengänge erſuche ich, die öffentlichen Kaſſen meiner Verwaltung anzuweiſen, von dieſer 
Einrichtung der Reichsbank weitgehenden Gebrauch zu machen. 

In Vertretung. 
ZBB. 1 8741. l 15221. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Inſtandhaltung ſtaatseigener Baulichkeiten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W), den 2. Dezember 1920. 
Ich überſende Abdruck der Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters vom 19. Oktober 
d. J. mit dem Erſuchen, danach auch für den Bereich meiner Verwaltung zu verfahren. 
Im Auftrage. 
h Gerbaulet. 


An die Herren Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten und die Miniſterialbaukommiſſion. 


Aulage. 
Finanzminiſterium. Berlin C2, den 19. Oktober 1920. 


Die hierher zur Prüfung gelangten Koſtenanſchläge ſahen vielfach Arbeiten vor, die 
über das zur Erhaltung der Subſtanz der Gebäude und ihrer Einrichtungsſtücke Unerläßliche 
hinausgingen. Die Finanzlage des Staates zwingt zu äußerſter Sparſamkeit. Es iſt 
Pflicht der Baubeamten, hierauf bei etwaiger Veranſchlagung und Ausführung von Unter⸗ 
haltungsarbeiten ſtrengſtens zu achten. Alle nicht unbedingt notwendigen Arbeiten, ins⸗ 
beſondere ſolche, die ſich ausſchließlich auf perſönliche Wünſche der Nutznießer gründen, 
müſſen unberückſichtigt bleiben. 


An die Herren Regierungspräſidenten und die Miniſterialbaukommiſſion. 


Verſorgungsbezüge der Beamten im Ruheſtand und der Hinterbliebenen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 3. Dezember 1920. 


Im Anſchluß an die Verfügungen des Herrn Finanzminiſters vom 12. Mai und 
5. Juli 1920, mitgeteilt durch die Runderlaſſe vom 22. Mai und 28. Juli 1920 (HM Bl. 
S. 144 und 226), betreffend die Ausführung der Geſetze zu Dienſteinkommensverbeſſerungen, 
hat die Oberrechnungskammer im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Finanzminiſter unter dem 
13. Auguſt 1920 Vorſchriften über die Zahlung und den rechnungsmäßigen Nachweis der 
Verſorgungsbezuge der Beamten im Ruheſtand und der Hinterbliebenen erlaſſen. Dieſe 
Vorſchriften ſind im Finanzminiſterialblatt S. 281 abgedruckt. 

Abſchnitte IV und VI dieſer Vorſchriften ſowie die Rundverfügung des Herrn Finanz⸗ 
miniſters vom 16. September 1920, betreffend anderweite Verrechnung von Verſorgungs⸗ 
gebührniſſen für Ruheſtandsbeamte und für Hinterbliebene von Beamten, werden hierunter 
zur Beachtung mitgeteilt. 

Einen etwaigen Bedarf an Abdrucken der Vorſchriften der Oberrechnungskammer vom 
13. Auguſt 1920 erſuche ich binnen drei Wochen anzuzeigen. Fehlanzeigen find nicht 
erforderlich. 
Wegen des Wegfalls der laufenden Unterſtützungen aus Kapitel 70 Titel 2 verweiſe 
ich erneut auf meinen Runderlaß vom 28. Juli 1920 (HM Bl. S. 226). Binnen vier Wochen 
erſuche ich mir anzuzeigen, in welchen Beträgen und an welche Perſonen laufende Unter⸗ 
ſtützungen aus Kapitel 70 Titel 2 
a) ſeit dem 1. April 1920 in Fortfall gekommen ſind, 
b) von dem genannten Zeitpunkt ab noch gezahlt werden. 
Im Auftrage. 
ZB. 3628. Gerbaulet. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Mtluge 
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Anlage 1. 


Vorſchriften vom 13. Auguſt 1920, 
betreffend 


die Zahlung und den rechnungsmäßigen Nachweis der Verſorgungs— 
bezüge der Beamten im Ruheſtand und der Hinterbliebenen (G 1088). 


Im Anſchluß an die Verfügungen vom 12. Mai und 5. Juli 1920, betreffend Aus⸗ 
führung der Geſetze zu Dienſteinkommensverbeſſerungen, (Fin.-Min.⸗Bl. S. 149 und 185) 
beſtimmen wir im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Finanzminiſter folgendes: 


uſw. 


IV, Verrechnung der Zuſchüſſe zu den Ruhegehältern, Wartegeldern und 
Hinterbliebenenbezügen. 


In der Verfügung vom 12. Mai 1920 iſt unter III Ziffer 2 angeordnet, daß die 
Zuſchüſſe zu den Ruhegehältern, Wartegeldern und Witwen- und Waiſengeldern der Alt⸗ 
ruhegehalts⸗, Altwartegeldempfänger und Althinterbliebenen bei Kapitel 62 Titel 9 verrechnet 
werden ſollen. Dieſe Anordnung gilt nur für das Rechnungsjahr 1920. Vom 1. April 1921 
an ſind die zuſammengelegten Bezüge in voller Höhe bei den Ausgabetiteln zu Ruhegehältern, 
Wartegeldern und Witwen- und Waiſengeldern zu verrechnen. 

Wenn das Witwen- und Waiſengeld für die Hinterbliebenen eines ſeit dem 1. April 
1920 verſtorbenen Altruheſtandsbeamten unter Zugrundelegung des um den Zuſchuß erhöhten 
Ruhegehaltes feſtgeſetzt worden ift (Min.⸗Verf. vom 5. Juli 1920 XII Ziffer 5), fo iſt es 
Ion im Rechnungsjahre 1920 ganz bei Kapitel 62 Titel Ba zu verausgaben. 


uſw. 


VI. Sonſtiges. 


1. Die Nachweiſungen über die anderweite Regelung und die Neufeſtſetzung der 
Verſorgungsbezüge der Ruheſtandsbeamten und der Hinterbliebenen und alle beſonderen 
Anweiſungen über Kinderbeihilfen (Neubewilligung, Erhöhung, Herabſetzung, Wegfall, 
Wiedergewährung) gehören zu den der Oberrechnungs kammer einzureichenden Belegen. 

2. Bei der Abnahme (Vorprüfung) der Ruhegehaltsrechnung iſt darauf zu achten, ob 
für die Kinder, welche das vierzehnte Lebensjahr vollendet haben, der Anſpruch auf die 
Kinderbeihilfe noch fortbeſteht. Nötigenfalls iſt wegen der Entziehung oder Herabſetzung 
das Weitere ſogleich zu veranlaſſen und hiervon in der Abnahmeverhandlung Mitteilung 
zu machen. 

3. Die Beſcheinigung des Regierungskaſſenrats, die nach den Vorſchriften der Ober- 
rechnungskammer vom + Auguſt 1910 ſtatt der Quittungen vim. vorzulegen iſt, muß be⸗ 
züglich der Kinderbeihilfen ergeben, daß nach den beigebrachten Verſicherungen und Bes 
ſcheinigungen die Bedingungen für die Zahlung erfüllt waren. 


Oberrechnungskammer. 


An die Regierungen, die Miniſterial⸗, Militär- und Bankommiſſion in Berlin und den 
Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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Anlage II. 


Runderlaß vam 16. September 1920, 


betreffend 


anderweite Verrechnung von Verſorgungsgebührniſſen für Ruheſtands- 
beamte und für Hinterbliebene von Beamten ( 22429). 


1. Vom Rechnungsjahr 1921 an ſind zu verrechnen: 
a) die Zuſchüſſe zu den Ruhegehältern der Altruhegehaltsempfänger bei Kapitel 62 
Titel 3 (alſo nicht mehr bei Kapitel 62 Titel 9), 
b) die Zuſchüſſe zu den Witwen- und Waiſengeldern der Althinterbliebenen bei 
Kapitel 62 Titel 5a (alfo nicht mehr bei Kapitel 62 Titel 9), 
die Verſorgungszuſchläge (bisher Zuſchläge) und die Kinderbeihilfen ſamt Aus⸗ 
gleichszuſchlägen für die Beamten im Ruheſtand und Hinterbliebenen von 
Beamten, ferner die Teuerungsbeihilfen für Beamtenwitwen, die nur Ruhe⸗ 
gehalt aus einer Witwen- und Waiſenanſtalt (Kapitel 60 des Haushalts des 
Finanzminiſteriums) beziehen, bei Kapitel 62 Titel 9 (alſo nicht mehr bei 
Abſchnitt B Kapitel 24 Titel 10). 
2. Kapitel 62 Tittel 9 erhält vom Rechnungsjahr 1921 an folgende Bezeichnung: 
„Verſorgungszuſchläge und Kinderbeihilfen für Beamte im Ruheſtand 
und Hinterbliebene von Beamten, ferner Teuerungsbeihilfen für Beamtenwitwen, 
die nur Ruhegehalt aus einer Witwen- und Waiſenanſtalt beziehen.“ 


3. Die in der Ruhegehaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1920 bei Kap. 62 Tit. 9 
und bei Abſchnitt B Kap. 24 Tit. 10 verbliebenen Ausgabereſte ſind für das Rechnungs⸗ 
jahr 1921 ohne weiteres auf Kap. 62 Tit. 3, Kap. 62 Tit. 5a und Kap. 62 Tit. 9 umzubuchen. 

4. Die Kaſſenbüros der Regierungen uſw. haben bis zum 1. September 1921 der 
Geheimen Kalkulatur ! des Finanzminiſteriums nach folgendem Muſter kurz mitzuteilen, 
welche Ausgabereſte am Schluſſe des Rechnungsjahrs 1920 bei Kap. 62 Tit. 9 und bei 
Abſchnitt B Kap. 24 Tit. 10 verblieben und wie ſolche umgebucht find. Die Zahlenangaben 
in Spalten 1 und 5 müſſen übereinſtimmen. 


r 


) | 2 3 \ 4 \ 5 | 6 
In der Ruhegehaltsrechnung für 
1920 ſind an Ausgabereſten nach⸗ Davon ſind für das Rechnungsjahr 1921 umgebucht: 
gewieſen 
bei Kapitel 62 | bei Abſchnitt B | auf Kapitel 62 | auf Kapitel 62 | Spalte 3 und 4] auf Kapitel 62 
Titel 9 Kapitel 24 Titel 10 Titel 3 Titel 5a zuſammen Titel 9 
A Pf. A8 Pf. n , Pf. , Pf. A I Pf. 
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An die Regierungen, die Miniſterial-, Militär⸗ und Baukommiſſion in Berlin und den 
Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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III. Handelsangelegenheiten. 


1. Schiffahrts angelegenheiten. 
Speiſerolle der Kauffahrteiſchiffe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W $ eet ke Dezember 1920 


Ich überſende hierbei zwei Abdrucke der heute von mir erlaſſenen Polizeiverordnung, 
betreffend die Speiſerolle der Kauffahrteiſchiffe, mit dem Erſuchen, ſie ſofort durch das 
dortige Amtsblatt zu veröffentlichen. 


Im Auftrage. 
III 16658. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Aulage. 


Polizeinerardnung, 
betreffend 


die Speiſerolle der Kauffahrteiſchiffe. 


Auf Grund des § 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (GS. S. 195) und des § 56 Abſ. 1 der Seemannsordnung vom 2. Juni 
1902 (RGBl. S. 175) erlaſſe ich die nachſtehende Polizeiverordnung: 


N 8 1. 
Unter Aufhebung der mit der Polizeiverordnung vom 16. April 1918 eingeführten 


Speiſerolle und der übrigen, neben dieſer bisher gültigen Speiſerollen wird die anliegende 
Speiſerolle für alle Fahrten und alle Häfen eingeführt. 


Dieſe Verordnung iſt nebſt der Speiſerolle auf jedem Schiffe im Mannſchaftslogis 
auszuhängen. 


Berlin, den 10. Dezember 1920. 
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Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
von Meyeren. 
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2. Eichweſen. 
Gebühren für eichamtliche Beglaubigungen. 
„Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wb, den 18. Dezember 1020. 

In Abänderung meines Runderlaſſes vom 22. März d. J. (HMBl. S. 81), be 
treffend Erhebung von Zuſchlägen zu den Beglaubigungsgebühren, beſtimme ich, daß 
fortan an Stelle eines Zuſchlags von 100 v. H. ein Zuſchlag von 400 v. H. zu den be— 
zeichneten Gebühren zu erheben iſt. 

Der jetzt angeordnete erhöhte Zuſchlag iſt auch bei der Erhebung des nach dem 
zweiten Abſchnitt Ziffer 3 der Gebührenordnung vom 26. Juli 1912 (HM Bl. S. 453) vor⸗ 
geſchriebenen Zuſchlags zu berückſichtigen. 

In Auftrage. 
III — IIa 8082. von Meyeren. 


Au den Herrn Obereichungsdirektor in Berlin und die Eichungsdirektoren. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Ernennung von Handelsrichtern. 

Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung vom 30. November 1920 
angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und der ſtellvertretenden Handelsrichter 
bei den Kammern für Handelsſachen in Hagen i. W. wird das der Allgemeinen Verfügung 
vom 12. März 1904 (HMBl. S. 80) in der Faſſung der Allgemeinen Verfügung vom 
18. Auguſt 1920 (HMBl. S. 440) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 15 in der aus der 
Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 30. November 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
JM. Ta 1877. — M. f. H. u. G. lla 7808. 


Anlage. 
Verzeichnis A. 
mmm). ee en 
P für der Handelsrichter berechtigte Handels: des Handelsſtandes 
Handelsſachen Organe des Handelsſtandes richter Stellvertreter e 
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15 | Hagen i. W. a) Handelskammer in Hagen 20 
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d) Handelskammer für das | \ 
Lennegebiet des Kreiſes 
Altena und für den Kreis 
Olpe in Altena (vgl. auch 
Vi ee * 


* "TT MT 


351 


Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 4. Dezember 1920. 


Die während des Krieges gemachten Erfahrungen im Verkehre mit verflüſſigten und 
verdichteten Gaſen nötigen zu einigen Abänderungen der Vorſchriften der diesbezüglichen 
Polizeiverordnung. Eine Reihe ſchwerer Exploſionsfälle von Sauerſtoff- und Waſſerſtoff⸗ 
flaſchen mit zahlreichen Verluſten an Menſchenleben iſt in den Kriegsjahren zu beklagen. 
Ihre Unterſuchung ergab als Urſachen: Unvollſtändiges Glühen der Flaſchen nach der 
Fertigſtellung, Riſſe in den Böden der Flaſchen, neben den ſtrahlenförmigen Faltungen, die 
ſich im Junern der Flaſchen beim Einziehen des Bodens bilden, verlaufend, — Brüche im 
Flaſchenhals von zu tiefen und ſcharfen Einprägungen herrührend —, namentlich aber Ver⸗ 
wechſelungen bei der Füllung von Sauerſtoff- und Waſſerſtofflaſchen, ſodaß ſich in ihnen 
Knallgas bildete. Dieſe Verwechſelungen ſind trotz des Unterſchieds im Anſchlußgewinde 
der Flaſchenventile (Rechts- und Linksgewinde gleichen Durchmeſſers) möglich geweſen, 
indem bei ungenau ausgeführten Gewindeabmeſſungen die Gewinde durch die Muttern 
der Anſchlußfüllrampen mit Gewalt überſchraubt worden ſind. Solche Vorfälle hatten 
ſchon bei der letzten Abänderung der Polizeiverordnung im Jahre 1914 zu 
eingehenden Verhandlungen mit der beteiligten Induſtrie geführt. In dem Ein⸗ 
führungserlaß vom 2. Juli 1914 (HMBl. S. 401) zu den vorgedachten Abänderungen 
der Muſterpolizeiverordnung war der ausdrückliche Vorbehalt gemacht, daß im Falle 
ſich die im § 4 Abſ. 4 und § 5 vorgeſehenen Beſtimmungen zur Vermeidung von Ver⸗ 
wechſelungen bei der Füllung und Verwendung der Flaſchen erfahrungsgemäß nicht 
als ausreichend erweiſen ſollten, nur übrig bleiben würde, entgegen dem derzeitigen 
Widerſtande der Induſtrie ein beſonderes Anſchlußgewinde für Sauerſtoff vorzuſchreiben. 
Inzwiſchen hat ſich der Normenausſchuß der deutſchen Induſtrie in einem Unterausſchuß 
auch mit der Normung der Flaſchengewinde eingehend beſchäftigt, um die verwilderten 
Gewinde auf einheitliche Grundlage zu bringen. Bei dieſer Gelegenheit wurde auf An⸗ 
regung des Reichskommiſſars für die Bewirtſchaftung der eiſernen Flaſchen auch dem Ge⸗ 
ſichtspunkte Rechnung getragen, die Unverwechſelbarkeit der einzelnen Flaſchenarten zu ſichern. 
Dementſprechend haben ſich die beteiligten Füllwerke auf ein neues, vom Waſſerſtoffgewinde 
nicht nur durch die Gangart, ſondern auch durch den Gewindedurchmeſſer verſchiedenes, und 
zwar ſtärkeres Sauerſtoffgewinde geeinigt. Unter dieſen Umſtänden ſind die früher gegen 
deſſen Einführung erhobenen Bedenken weggefallen. Selbſtverſtändlich wird die Umände⸗ 
rung der Sauerſtoffventile, die bei ſolchen aus Meſſing durch Abdrehen und Aufbringen 
eines mit Zinn zu verſchwemmenden Verſtärkungsnippels erfolgen kann, längere Jahre 
(vergl. die Übergangsbeſtimmungen in dem anliegenden Abänderungsentwurf zur Polizei⸗ 
verordnung) in Anſpruch nehmen, während deren die Benutzer ſolcher Flaſchen gegebenen⸗ 
falls Ubergangsſtücke zwiſchen den Flaſchen- und Reduzierventilen verwenden müſſen. Auf 
die Notwendigkeit der Beſchaffung ſolcher Zwiſchenſtücke ſollen die Verbraucher durch die 
Füllwerke alsbald hingewieſen werden. Ein gleiches Vorgehen iſt gegenüber den Ver⸗ 
brauchern von ſchwefliger Säure, Preßluft, Chlor und Phosgen geboten, da die Anſchluß⸗ 
gewinde auch dieſer Gaſe neue Abmeſſungen erhalten haben. 

„Die Verhandlungen mit den Füllwerken und dem Stahlflaſchenverband über die Mög⸗ 
lichkeit, die ſchädlichen Wirkungen der Einprägungen auf dem Flaſchenhals durch eine ou: 
dere, den Bauſtoff der Flaſchen ſchonendere Kennzeichnung zu erſetzen, haben zu keinem 
Ergebnis geführt. Es war vorgeſchlagen, die Einprägungen auf einem Schrumpfring unter⸗ 
halb des Flaſchenhalſes oder einer 3 mm jtarfen, der Form des Halſes angepaßten Schutz⸗ 
kappe anzubringen, die mit dem Halsring vernietet, verſchraubt oder zu einem Stück ver⸗ 
bunden werden ſollte. Bei beiden Ausführungen wurden im weſentlichen wegen der Mög- 
lichkeit des Verluſtes der die Einprägungen enthaltenden Sonderteile der Flaſchen bei 
roher Behandlung oder nicht ſorgfältiger Verbindung mit der Flaſche große Flaſchenverluſte 
befürchtet. Ich vermag dieſe Bedenken zwar nicht zu teilen, will jedoch — bevor ich 
weitere, die Induſtrie gerade in der jetzigen ſchwierigen Zeit beſonders ſchwer belaſtende 
einſchneidende Maßnahmen zur Beſeitigung der mit den Einprägungen auf den Flaſchen 
verbundenen Gefahrenumſtände ergreife verſuchen, ob die hervorgetretenen Übelſtände 
wenigſtens eingeſchränkt werden können. Die beſtehenden Polizeiverordnungen ſchreiben 
bereits vor, daß die Bezeichnungen bei neuen Behältern nur in ſolcher Größe eingeſchlagen 
werden dürfen, daß ſie auf dem verſtärkten Flaſchenhals Platz finden. Um dieſe Vorſchrift 
ſicherzuſtellen, weiſe ich die Abnahmebeamten hierdurch an, Flaſchen bei Neuſtempelungen 
zurückzuweiſen, deren Zahlen- und Buchſtabengröße über 7 mm Höhe hinausgeht. Nur 


D 


Anlage. 


352 


die laufende Nummer des Behälters darf bis zu 10 mm Höhe haben. Dieſe und die 
Bezeichnungen des einzufüllenden Gaſes ſind möglichſt dicht unterhalb des Halsringes in 
einer um die Flaſche verlaufenden Reihe einzuſchlagen. In der nächſten (im Abſtand von 
höchſtens 7 mm folgenden Reihe iſt die Firma möglichſt in abgekürzter Bezeichnung, in 
der dritten, in dem gleichen Abſtand verlaufenden Reihenprägung das Gewicht des leeren 
Behälters, bei verdichteten Gaſen die Höhe des zuläſſigen Füllungsdrucks, bei verflüffigten 
Gaſen das zuläſſige Höchſtgewicht der Füllung anzugeben. In der vierten und den 
folgenden Reihen endlich ſind die Prüfungsdaten anzubringen. Dieſe, wie es jetzt vielfach 
üblich iſt, untereinander einzuſchlagen, darf nicht zugelaſſen werden. Ebenſowenig iſt es 
zuläſſig, alte Bezeichnungen durch aufgelötete Blechſchilder uſw. unkenntlich zu machen, wie 
ich bei dieſer Gelegenheit bemerken will. Die Füllwerke und der Stahlflaſchenverband haben 
von dieſen Anweiſungen Kenntnis erhalten. 

Bei der Abnahme der Flaſchen iſt von den Sachverſtändigen den Vorſchriften der 
§ 3 Aſ. 8 und 8 6 Abf. 3 (Beſchaffenheit der Böden neuer Flaſchen und Feſtſtellung des 
Leergewichts) beſondere Beachtung zu ſchenken. Mängel in der Beſchaffenheit der Böden 
haben mehrfach zu Exploſionen geführt; unzuläſſige Gewichtsverminderung iſt erſt nener- 
dings auch bei Flaſchen für verdichtete Gaſe, und zwar für Sauerſtoff in erheblichem Um, 
fange feſtgeſtellt worden. Das zuläſſige Maß der Abnutzung ſchon jetzt, etwa in Prozenten 
des Gewichts der Flaſche, feſtzulegen, trage ich Bedenken, da die Abzehrungen meiſt nicht 
Aeichmäßig, vielmehr narbenförmig auftreten. Bis auf weiteres erſuche ich, die normalen 
40Liter⸗Gasflaſchen zu beanſtanden, wenn der Gewichtsverluſt 2 kg erreicht, und in dieſen 
Fällen nach ſorgfältiger Unterſuchung der Flaſchen möglichſt durch Ableuchten vom 
Flaſchenhals aus — Bericht zu erſtatten und meine Entſcheidung einzuholen. In der von 
der Füllfabrik dem Sachverſtändigen zu übergebenden Liſte der Leergewichte der zu prüfen⸗ 
den Flaſchen iſt das urſprüngliche Liefergewicht der neuen Flaſche oder das bei der letzten 
gleichartigen Prüfung ermittelte Leergewicht — falls das urſprüngliche Liefergewicht nicht 
mehr bekannt iſt — zwecks Vergleichs anzugeben. 

Nachdem während des Krieges die elektrolytiſche Gewinnung von Sauerſtoff aus 
Waſſer wegen des mehrfach höheren Stromverbrauchs gegenüber dem phyſikaliſchen Ver⸗ 
fahren faſt ganz eingeſtellt worden iſt und aus dem gleichen Grunde bei der auf Jahre 
hinaus gebotenen Sparſamkeit im Stromverbrauche kaum wieder aufleben wird, ſind unter 
gleichzeitiger Berückſichtigung der neu eingeführten unverwechſelbaren Anſchlußgewinde von 
Sauerſtoff⸗ und Waſſerſtofflaſchen im weſentlichen die Gründe weggefallen, die feiner Zeit 
zur Aufſtellung eines Entwurfs beſonderer Vorſichtsmaßregeln für elektrolytiſche Gaswerke 
(vgl. Erlaß vom 27. Mai 1916 — III 3296 an die Regierungspräſidenten in Düſſeldorf, 
Köln und Trier) führten. Im § 9 Abſ. 4 des anliegenden Entwurfs zur Abänderung der 
Polizeiverordnung iſt das enthalten, was bei elektrolytiſcher Gewinnung von Gaſen aus 
Waſſer noch als weſentlich im öffentlichen Intereſſe liegend erachtet werden muß. Da 
Anlagen dieſer Art als chemiſche Fabriken nach 8 16 GewO. der beſonderen Genehmigung 
bedürfen, ſo iſt bei Gelegenheit der Prüfung der Geſuche oder erforderlichenfalls auf 
Grund der BS 120 a ff. GewO. der gebotene Schuß gegen Exploſionen innerhalb der Anlagen 
herbeizuführen (z. B. ſtändig zu heizende Platinſchwammbehälter zur Durchleitung der 
Gaſe vor ihrer Aufſpeicherung, Vorrichtungen zur Stillſetzung der Kompreſſoren, ſobald 
die Gaſometerglocken ihren Tiefſtand erreichen, ſtarke Panzerkammern, die zum Zwecke des 
Anſchluſſes und der Abnahme der Flaſchen an und von Fülleitungen ſowie während der 
Füllung der Flaſchen nicht betreten werden können, und anderes). Die Frage, ob Panzer⸗ 
kammern dieſer Art nicht nur an der Gewinnungsſtätte von Waſſerſtoff und Sauerſtoff aus 
Waſſer, ſondern auch bei phyſikaliſcher Herſtellung von Sauerſtoff oder von Waſſerſtoff bei 
der Alkalielektrolyſe zum Schutze der Arbeiter erforderlich ſeien, iſt mit der Induſtrie ein- 
gehend erörtert. Obwohl Exploſionen von Flaſchen auch an den letztbezeichneten Gewinnungs⸗ 
ſtätten für Sauerſtoff und Waſſerſtoff und zwar durch gewaltſamen Anſchluß nicht geleerter 
Flaſchen an Füllrampen für das Ergänzungsgas und Bildung von Knallgasgemiſchen vor⸗ 
gekommen ſind, und ſolche in der Übergangszeit bis zur endgültigen Einführung des neuen 
Sauerſtoffgewindes nicht ausgeſchloſſen ſind, habe ich von der allgemeinen Forderung 
ſolcher Kammern doch im Hinblick auf die in abſehbarer Zeit durchgeführte Unverwechſelbar⸗ 
keit der Flaſchen abgeſehen, ohne jedoch damit den Anordnungen der Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten Grenzen ziehen zu wollen, falls ernſte Vorkommniſſe in der Übergangszeit zu 
entſprechenden Maßnahmen nötigen. 

Die während des Krieges eingeführte Notmaßnahme, daß die Zerreißverſuche bei der 
Prüfung neuer Flaſchen auf Querfaſerproben beſchränkt werden konnten, iſt auf Wunſch 
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der Flaſchenwerke als dauernde Erleichterung in dem anliegenden Entwurfe beibehalten 
worden, da Quer⸗ und Längsproben bei dem zu den Flaſchen verwendeten Flußeiſen an⸗ 
nähernd die gleichen Ergebniſſe liefern. Einige für dieſe Vereinfachung vorzuſehende 
Sondervorſchriften ſind in dem abgeänderten § 3 enthalten. 

Bei den aus Anlaß von Exploſionen während des Krieges unterſuchten Flaſchen haben 
ſich zum Teil unzuläſſige Abweichungen von der normalen Wandſtärke ergeben. Die 
Militärbehörden haben ſich infolgedeſſen mehrfach zur Einführung einer Abnahme der bis 
auf die Einhalſung fertigen Flaſchen und zur Vorſchrift veranlaßt geſehen, daß Abweichungen 
nur bis zu + 6 v. H. geſtattet find. Die Einführung gleicher Maßnahmen wurde zwar bei 
der Beratung über den Abänderungsentwurf von mehreren Seiten dringend befürwortet. 
Ich habe jedoch Bedenken getragen, dieſe die laufende Fabrikation ſtark hemmende und die 
Flaſchen durch die Notwendigkeit der ſtändigen Anweſenheit eines Abnahmebeamten ver⸗ 
teuernde Neuerung einzuführen. Um andererſeits die Flaſchenwerke zu einer forgfältigeren 
Unterhaltung ihrer Matrizen und Kaliber anzuhalten, iſt in den abgeänderten polizeilichen 
Vorſchriften eine Grenze für die zuläſſigen Abweichungen bei der Gruppenprüfung der 
Flaſchen feſtgelegt. Dieſe dem Wunſche der Flaſchenwerke gemäß auf 25% (von der 
Mindeſtwandſtärke ausgehend) zu bemeſſen, habe ich jedoch bei erneuter Erwägung Be- 
denken getragen. Sie iſt im § 3 des anliegenden Entwurfs auf 20 %/, feſtgeſetzt. 

Für die Ausführung der nach den Glühvorſchriften im 8 3b Abſ. 4 des anliegenden 
Entwurfs in Frage kommenden Kerbſchlagproben, nach deren Ergebnis gemäß dem Bor- 
ſchlag des Materialprüfungsamts in Berlin⸗Lichterfelde die für das Material der Flaſchen 
geeignete Höchſttemperatur im Glühofen zu ermitteln iſt, ſetze ich nach dem Vorſchlag des 
genannten Amts die folgenden Bedingungen feſt: 

a) Es Ur ein Normalpendelſchlagwerk von 10 mke (ſ. Stahl und Eiſen 1907 
Heft 50 S. 1799), wie es z. B. von der Firma L. Schopper in Leipzig gebaut 
wird, zu verwenden; $ 

b) den Probeſtäben iſt eine Länge von 100 mm bei 10 8 mm Querſchnitt und 
ein Lochdurchmeſſer von 1,3 mm am Ende der bis zur Hälfte reichenden Ein⸗ 
kerbungen zu geben; 

c) für die Schlagverſuche find je fünf Längs- und Querproben zu verwenden. 
Dieſe ſind kalt gerade zu richten. 


Die Schlagverſuche ſind zunächſt an Proben aus dem ungeglühten Flaſchenmaterial 
und ſodann aus Flaſchenmaterial, das bei verſchiedenen hohen Temperaturen geglüht 
wurde, vorzunehmen. Die Temperatur, bei welcher ſich die größte Schlagarbeit ergibt, 
it als Glühtemperatur für das vorliegende Material zu wählen. Den zuſtändigen Sach⸗ 
verſtändigen iſt Einſicht in die Ergebniſſe zu geben. Von Zeit zu Zeit iſt die geeignete 
Glühtemperatur an Hand neuer Proben nachzuprüfen, namentlich wenn ſich bei den 
Zerreißverſuchen ſtarke Schwankungen der Feſtigkeitszahlen ergeben. 

An die Stelle der im Abſatz 3 meines Erlaſſes vom 2. Juli 1914 — IIb 4866 — 
genannten Wiſſenſchaftlich-Techniſchen Zeutralſtelle in Neubabelsberg iſt die Chemifch- 
Techniſche Reichsauſtalt in Berlin-Plötzenſee getreten. 

Die nach vorſtehenden Geſichtspunkten abgeänderten und auszuführenden Beſtimmungen 
der Polizeiverordnung find mit beteiligten Füllwerken, dem Verbande der Stahlflaſchen⸗ 
fabriken und der Berufsgenoſſenſchaft der chemiſchen Induſtrie einer mündlichen Beratung 
unterzogen worden und haben deren Zuſtimmung erfahren. 

Hiernach erſuche ich Sie, nach dem Muſter des überſandten Entwurfs nebſt Anlage 
die Abänderung Ihrer früheren Verordnung tunlichſt bis zum 1. April 1921 mit der Maß⸗ 
gabe zu bewirken, daß die abgeänderten Beſtimmungen bis auf diejenigen des § 5 einheit⸗ 
lich am 1. Oktober 1921 in Kraft treten. Die Vorſchriften über Flaſchen⸗ und Veutil⸗ 
gewinde follen jeweils bei der regelmäßigen Prüfung der Flaſchen, vom 1. Oktober 1921 
an gerechnet, durchgeführt werden. Dieſer Friſtbeſtimmung ſteht nicht entgegen, daß mit 
der Einführung der neuen Anſchlußgewinde ſofort begonnen wird. Die Sachverſtändigen 
haben darauf zu achten, daß die Durchführung der Vorſchrift über das Glühen, über die 
Stempelung und über die Gewindeabmeſſungen nicht vernachläſſigt wird. Ihre Aufgabe 
iſt es auch, durch Vergleichen der Gewinde mit den Normalen zu verhüten, daß erſtere 
wieder allmählich verwildern. Pr 

Im Eingang der Bekanntmachung über die Abänderung der Polizeiverordnung ift 
darauf hinzuweiſen, daß dem Vorſtande der beteiligten Berufsgenoſſenſchaft der chemiſchen 
Induſtrie gemäß 8 120 e der GewO. Gelegenheit zur gutachtlichen Außerung gegeben worden 
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iſt. Ferner iſt auf das Koſtengeſetz vom 8. Juli 1905 (GS. S. 317) Bezug zu nehmen. 

Einen Abdruck des Amtsblatts, in dem die Veröffentlichung erfolgt, erſuche ich mir zu über⸗ 

ſenden. Die Beilage zum Amtsblatt (Anlage IV) wird in der Druckerei von Sittenfeld, 

Berlin, Mauerſtr. 43/44, hergeſtellt. Der Bedarf iſt meiner Geheimen Regiſtratur III als 

bald anzuzeigen. ü 
Im Auftrage. 

IL 1201/19. V bon Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Aulage. 


Entwurf 


zur 
Abänderung der Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit vers 
flüſſigten und verdichteten Gaſen. 


8 3b. 
Nahtloſe eiſerne Behälter. 
bj. 1 bis 3 unverändert. 


Abi. 4. Die Wandſtärke nahtloſer eiferner Behälter muß mindeſtens 3 mm betragen 
und möglichſt gleichmäßig ſein. Neue Behälter dieſer Art müſſen vor ihrer Prüfung durch 
den Sachverſtändigen (8 12) ſorgfältig ausgeglüht werden. Zu dieſem Zwecke müſſen die 
Flaſchen in gasgeheizten Herd⸗ oder in Muffelöfen langſam angewärmt und zwiſchen 720 
und 780° C bei der an Kerbſchlagproben feſtzuſtellenden, für das Material geeignetſten 
Höchſttemperatur etwa eine halbe Stunde lang unter ſorgfältiger Beobachtung der Tem⸗ 
peratur an zuverläſſigen, ſelbſtſchreibenden Meßvorrichtungen geglüht, dann in denſelben 
Oefen oder daran angeſchloſſenen Kühlöfen langſam unter Abſchluß der Luft bis auf min⸗ 
deſtens 600% C abgekühlt werden. Die weitere Abkühlung muß, ſofern ſie nicht in dem 
gleichen Ofen erfolgt, mindeſtens bis 150 C auf Warmbetten in beſonderen Kühlräumen 
erfolgen, die vor Zugluft geſchützt find. — Die Bedingungen, unter denen die Kerbſchlag⸗ 
proben vorzunehmen ſind, ſetzt die Zentralbehörde feſt. Der Abnahmebeamte (§ 12) hat 
das Recht und die Pflicht, in die Ergebniſſe der jeweils auszuführenden Kerbſchlagproben 
und die Anſchreibungen der Meßvorrichtungen an den Glühöfen Einſicht zu nehmen. Der 
für das Glühen verantwortliche Werksbeamte hat die Flaſchen nach erfolgter vorſchrifts⸗ 
mäßiger Glühung mit einem Stempel zu verſehen, der dem Abnahmebeamten bei der erſten 
Prüfung der Flaſchen nachzuweiſen iſt. 

Abſ. 5. Die Prüſungen der Flaſchen bei der Abnahme erfolgen an Proben aus den 
fertigen, geglühten Flaſchen, die nach Schmelzungsnummern geſondert bis zu 200 Stück zur 
Abnahme zu ſtellen ſind. Aus Reſtgruppen können neue Hauptgruppen bis zu 100 Stück 
gebildet werden. Aus jeder Gruppe von 200 oder weniger zur Abnahme geſtellten Be⸗ 
hältern iſt von dem Sachverſtändigen ($ 12) ein Behälter für die Prüfungen auszuwählen. 
Dieſe beſtehen in der Ermittlung der geringſten Wandſtärke durch Herſtellung von Quer⸗ 
ſchnitten in drei zur Längsrichtung des Behälters ſenkrechten Ebenen, in einer Zerreißprobe 
und in Biegeproben. 

Abſ. 6. Das Abtrennen der Probeſtreifen muß auf kaltem Wege durch ſchneidende 
Werkzeuge geſchehen. Die Probeſtreifen ſind auf kaltem Wege vorſichtig gerade zu richten 
und an den Kanten ſauber zu bearbeiten. Biegeproben dürfen an den Kanten etwas ab⸗ 
gerundet werden. Aus jeder geprüften Flaſche ſind eine Querfaſer⸗Zerreißprobe und drei 
Duerfafer-Biegeproben zu entnehmen. Von letzteren find zunächſt zwei um einen Dorn von 
der dreifachen normalen Wandſtärke der Flaſchen kalt um 180° zu biegen, fie ſollen hierbei 
nicht brechen. An der äußeren Seite der Biegungsſtelle dürfen ſich höchſtens Anfänge von 
Riſſen zeigen. Genügt eine der Proben nicht, ſo muß ſich die dritte Querfaſer⸗Biegeprobe 
wenigſtens um einen Dorn von der ſechsfachen Wandſtärke biegen laſſen, ohne zu brechen 


oder Anriſſe zu zeigen. Jedoch muß in ſolchem Fall eine Längsfaſer⸗Biegeprobe ſich um 
den dreifachen Dorn anſtandslos um 180° biegen laſſen. 

Abſ. 7. Genügen die Feſtigkeits⸗ oder Zähigkeitsproben nicht, erfolgt insbeſondere 
das Zerreißen einer Probe außerhalb des mittleren Drittels der Zerreißlänge, ohne die 
vorgeſchriebene Dehnung zu erreichen, ſo hat der Prüfende zunächſt eine Gegenprobe aus 
demſelben Behälter zu entnehmen. Im Zweifelsfall iſt er befugt, einen zweiten Behälter 
aus derſelben Gruppe für zu wiederholende Prüfungen auszuwählen. Das letztere Ver⸗ 
fahren iſt ſtets anzuwenden, wenn etwa die Ungleichmäßigkeit der Wandſtärke in einer der 
Querſchnitte das zuläſſige Maß überſchreitet. Größere Abweichungen als 20% der Stärke 
an der ſchwächſten Stelle ſind nicht zuzulaſſen. Genügen auch die Gegenproben nicht, ſo 
iſt die Gruppe zurückzuweiſen. Erfolgt die Zurückweiſung wegen ungleicher Wandſtärke, jo 
bleibt dem Lieferer der Nachweis überlaſſen, daß etwa noch einzelne Flaſchen abnahme— 
fähig ſind. 

Abſ. 8. Die abzunehmenden Behälter müſſen frei von erheblichen Walz⸗ oder Zieh 
riefen ſowie von fehlerhaften Stellen ſein. Insbeſondere dürfen die aus dem warmen 
Block gepreßten und gezogenen Flaſchen keine erheblichen Zunderlöcher und erhöhte oder 
vertiefte Stellen im Boden, von dem Ausſtoßſtempel herrührend, aufweiſen. Bei einge⸗ 
gehalſten Böden müſſen die ſtrahlenförmigen Faltungen, die ſich beim Einziehen des Bodens 
im Innern der Gefäße bilden, nach beendeter Formgebung des Bodens und erneuter Er⸗ 
wärmung auf Schweißwärme durch mechaniſche Hämmer ſorgfältig ausgeſchmiedet werden. 


Sec a 
Kupferne Behälter. 
(Unverändert.) 


84. 
Ziffer 1. Der zweite Satz der Ziffer 1 wird wie folgt ergänzt: 
Die Kappen ſind mit einer oder mehreren Offnungen zu verſehen, deren 
Geſamtquerſchnitt mindeſtens 75 qmm betragen muß. 


Sn 
„Die llberſchrift ift wie folgt zu ändern: 
Anſchlußgewinde und Anſtrich der Behälter. 

Abf. 1. (Unverändert.) 

Abſ. 2. Das Anſchluß⸗ und das Flaſchengewinde müſſen den Vereinbarungen des 
Normenausſchuſſes der deutſchen Induſtrie, die in der Ankage beigefügt ſind, mit der Maß⸗ 
gabe entſprechen, daß für alle brennbaren Gaſe — mit Ausnahme des Azetylens — Links⸗ 
gewinde, für alle übrigen Gaſe Rechtsgewinde anzuwenden iſt, und daß ſoweit in der 
Anlage für einzelne Safe keine beſonderen Gewindevorſchriften beſtehen — die Abmeſſungen 
des Kohlenſäure⸗Anſchlußgewindes gewählt werden können. Azetylenflaſchen ſind für Bügel⸗ 
anſchluß; einzurichten. 

Abſ. 3. Werden Behälter für verdichtete oder verflüſſigte Gaſe mit einem Farb⸗ 
anſtrich zwecks äußerer Kennzeichnung ihres Inhalts verſehen, ſo ſind die Farben Blau für 
Sauerſtoff, Rot für Waſſerſtoff, Grün für Stickſtoff, Weiß für Azetylen zu wählen. Der An⸗ 
ſtrich muß ſich auf die ganze Oberfläche des Behälters erſtrecken, jedoch ſo ausgeführt 
werden, daß dadurch die auf dem Flaſchenhals befindliche Stempelung nicht unkenntlich 
wird. Die Stempelung iſt jeweils in einer anderen Farbe als der Flaſchenanſtrich auszu— 
reiben. Flaſchen für die vorbezeichneten Gaſe, die mit anderen Farbanſtrichen verſehen find, 
dürfen von den Füllwerken nicht in den Verkehr gelaſſen werden. — Werden Flaſchen für 
andere als die vorbezeichneten Gaſe mit einem Farbanſtrich verſehen, ſo iſt dafür ein grauer 
Anſtrich zu wählen., 


8 6. 
Abſ. 3. Die Faſſung wird wie folgt verändert: 
C Vor jeder Neufüllung von Behältern für verdichtete Gaſe ſind Gasreſte auszublaſen. 
Ein Werksbeamter hat vor der Neufüllung von Flaſchen verantwortlich feſtzuſtellen, daß 
alle Flaſchenventile geöffnet ſind. Vor jeder Wiederholung der amtlichen Prüfung iſt das 
Leergewicht aller Behälter für verflüſſigte und verdichtete Gaſe nach gründlicher Reinigung 
der Flaſchen durch die Fabrik, in der die amtliche Prüfung erfolgt, feſtzuſtellen. Von 
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vorſtehenden Forderungen find Flaſchen für gelöftes Azetylen ausgenommen. Werden 
zwiſchen dem urſprünglichen und den neu ermittelten Leergewichten bemerkenswerte Unter- 
ſchiede feſtgeſtellt, ſo hat der Sachverſtändige zu entſcheiden, ob die Flaſche im Verkehre 
belaſſen werden kann, erforderlichenfalls nach Vornahme einer Waſſerdruckprobe mit 
erhöhtem Drucke, wobei jedoch nicht über eine Beanſpruchung über 30 kg / amm bei Fluß⸗ 
eiſen hinauszugehen iſt. Bleibende Dehnungen dürfen bei dieſer Beanſpruchung noch nicht 
eintreten. Überſteigt die Abnutzung bei normalen 40⸗Liter⸗Flaſchen den Betrag von 2 kg, 
jo iſt die Entſcheidung der Zentralbehörde herbeizuführen. Eine gründliche Reinigung des 
Inneren der Flaſche iſt von den Füllwerken auch dann ſtets vorzunehmen, wenn ſich beim 
Schütteln der leeren Behälter die Anweſenheit von feſten Beſtandteilen bemerkbar macht, 
namentlich bei Flaſchen für brennbare und für oxydierende Gaſe. 


8 7. 

Abſ. 2. Der Probedruck für Chlorfohlenoryd wird von 30 Atm. auf 22 Atm. 
herabgeſetzt. 

89. 

Abſ. 4. Die Faſſung wird wie folgt verändert: 

Verdichteter Sauerſtoff darf höchſtens mit 4 Volumenprozenten Waſſerſtoff, verdichteter 
Waſſerſtoff mit höchſtens 2 Volumenprozenten Sauerſtoff verunreinigt in den Verkehr ge- 
bracht werden. Sauerſtoff, der für Atmungs⸗ oder Rettungszwecke abgegeben wird, darf 
höchſtens mit 2 Volumenprozenten an Verunreinigungen insgeſamt in den Verkehr gebracht 
werden. Der Nachweis der geforderten Reinheitsgrade iſt in den Füllwerken durch regel- 
mäßige Analyſen unter entſprechender Aufſicht zu führen. Bei elektrolytiſcher Gewinnung 
von Sauerſtoff und Waſſerſtoff aus Waſſer muß von jeder Rampenfüllung mindeſtens eine 
Flaſche auf ihren Reinheitsgrad durch einen Sachverſtändigen der Fabrik, unabhängig von 
den laufenden Analyſen hinter dem Elektrolyſeur, geprüft werden. Die Befunde hierüber 
ſind nachzuweiſen. 

Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmungen. 

Vorſtehende Abänderungen der Polizeiverordnung treten am 1. Oktober 1921 mit der 
Maßgabe in Kraft, daß für die Abänderung der Ventilanſchlüſſe der Flaſchen darüber 
hinaus eine weitere Friſt bis zur regelmäßigen Prüfung der Flaſchen gewährt wird. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Stellenvermittlergeſetz. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin We, den 30. November 1920. 


Ziffer 2 des Runderlaſſes vom 10. November 1911 (Gg S. 424), betreffend 
Stellenvermittlung, erhält als Abſatz 2 folgende Ergänzung: 

Die Regierungspräſidenten (für die Stadtgemeinde Berlin der Polizeipräſident) werden 
ermächtigt, auf Antrag in Fällen des Abſatz 1 von den Vorſchriften für gewerbsmäßige 
Stellenvermittlung vom 16. Auguſt 1910 (HM Bl. S. 455) zu befreien, wenn es ſich um 
Anſtalten handelt, die Lehrkräfte nach ſtaatlichen Beſtimmungen ausbilden. 

Vor der Entſcheidung iſt die Schulaufſichtsbehörde anzuhören. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter 
für für Landwirtſchaft, des Innern. für Wiſſenſchaft, Kunſt 
Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. Abegg. und Volksbildung. 
Im Auftrage. Im Auftrage. Im Auftrage. 
Dr. von Seefeld. Abicht. von Achenbach. 
IV 10667. III 16386 M. f. H. — IA le 2850 M. f. L. Ile 3856 M. d. J. — U II W 2196 M. f. W. 


An die Herren Regierungspräſidenten ſowie an den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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2. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 13. Dezember 1920. 


Auf Antrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs⸗ und Prüfſtelle 
des deutſchen Azetylenvereins wird der Firma Thieme & Lange in Leipzig, Süditr. 20, 
gemäß einer mit Ihnen getroffenen Vereinbarung geftattet, bei der Herſtellung der durch 
Erlaß vom 10. September 1914 (SMBl. S. 490) unter den Typennummern Jan und Atz 
zugelaſſenen Azetylenapparate Modell J dieſelben Typennummern für den Bereich Preußens 
mitzubenutzen. Die in dem Erlaß geſtellten Bedingungen ſind zu beachten. Die Firma 
Thieme & Lange beginnt mit der Fabrikationsnummer 6000, die Fabrikſchilder müſſen im 
vorliegenden Falle den Stempel des Gewerbeaufſichtsbeamten Leipzig 1 (8. J. 4) tragen. 

Im Auftrage. 


II 16961. 2 v. Meyeren. 


An die Firma Paul Pitlinski, Apparatefabrik in Woltersdorf-Luckenwalde. 


Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 13. Dezember 1920. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweißapparten. 


Auf Antrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs⸗ und Prüfſtelle 
des Deutſchen Azetylenvereins wird der Azetylenapparat „Automat“ der Firma Peter 
Görres, Fabrik für Armaturen- und Apparatebau in Frankfurt a. M-⸗Süd, in den Größen 
DIE und DIV mit 2 und 4 kg Karbidfüllung nach § 12 der Azetylenverordnung unter 
der Typennummer Jan zum dauernden Betrieb in Arbeitsräumen und in den Größen DIL, 
DIV und DX mit 2, 4 und 10 ke Karbidfüllung nach § 14 a. a. O. unter der Typen⸗ 
nummer Ay zur vorübergehenden Benutzung in Arbeitsräumen unter den a. a. O. feſt⸗ 
gelegten Vorausſetzungen und Bedingungen in Preußen zugelaſſen. Gleichzeitig werden die 
Größen D IV und D X mit den Stundenleiſtungen von 3000 und 5000 Litern Gas von den Be- 
ſtimmungen der Ziffer 11 Abſ. 3 der Techniſchen Grundſätze für den Bau von Azetylen— 
anlagen befreit. 

Apparate, denen vorſtehende Vergünſtigungen gewährt werden, müſſen mit den zur 
Einhaltung der Höchſtleiſtungen eingebauten Droſſeln und ferner mit einem Fabrikſchild, 
verſchen fein, das auf den zur Befeſtigung dienenden Zinntropfen oder Nieten den Stempel 
des Dampfkeſſelüberwachungsvereins in Frankfurt a. M. erkennen läßt. Für die Zulaſſung 
gelten die von der Techniſchen Aufſichtstommiſſion vorgeſchlagenen, den Behörden mit⸗ 
geteilten Bedingungen. 

Im Auftrage. 


II 16935. von Meyeren. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Vergütung der Beiſitzer der Schlichtungsausſchüſſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 2. Dezember 1920. 


Bei der Berechnung der Dauer der Amtstätigkeit der Schlichtungsausſchußbeiſitzer 
nach § 16 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 (RG Bl. S. 1456) in Verbindung mit 
Artikel I der Bekanntmachung vom 13. November 1917 (RG Bl. S. 1039) können die Wege 
zwiſchen Arbeitsſtelle und Sitzungsraum und zurück bei den am Orte des Schlichtungs— 
ausſchuſſes wohnenden Belſitzern nicht berückſichtigt werden. Den Arbeitnehmer⸗ 
beiſitzern iſt aber auf Grund des Rundſchreibens des Herrn Reichsminiſters der Finanzen 
vom 8. Juni 1920, mitgeteilt durch Runderlaß vom 18. Juni 1920 (HM Bl. S. 187), 
der nachgewieſene Lohnausfall aus Reichsmitteln zu erſtatten. Der Lohnausfall 


iſt vom Arbeitgeber zu beſcheinigen. Der Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes hat zu 
prüfen, ob die angeſetzte Zeit für den Weg von der Arbeitsſtelle nach dem Sitzungsraum 
angemeſſen iſt. 
Ich erſuche Sie, das Weitere zu veraulaſſen. 
Im Auftrage. 
III 15317 1. Ang. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten (auch Oppeln und Schneidemühl), den Herrn Cher: 
präſidenten als Demobilniachungskommiſſar für Groß-Verlin in Berlin, den Herrn 
Regierungspräſidenten für Oberſchleſien, Verwaltungsſtelle Breslau, in Breslau. 


Von Schlichtungsausſchüſſen feſtgeſetzte Geldſtrafen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Ster 9, Meer MED: 


Mit Beziehung auf den Runderlaß vom 17. März 1920 (HMBl. S. 84). 

Der Herr Reichsarbeitsminiſter hat mitgeteilt, daß nach dem Haushalt für das 
Rechnungsjahr 1920 die gemäß § 16 der Verordnung vom 23, Dezember 1918 (GBl. 
S. 1456) in Verbindung mit Së 5 und 12 der Bekanntmachung vom 21. Dezember 1916 
(RGBl. S. 1411) und § 23 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 gegen Beiſitzer der 
Schlichtungsausſchüſſe oder gegen beteiligte Perſonen feſtgeſetzten Geldſtrafen bei Kap. VII! 
Titel 2 des ordentlichen Haushalts des Reichsarbeitsminiſteriums in Einnahme nachzu⸗ 
weiſen ſind. Ich erſuche Sie, die aufkommenden Beträge an die Amtskaſſe des Reichs⸗ 
arbeitsminiſteriums in Berlin — Reichsbaukgiro⸗ oder Poſtſcheckkonto Berlin Nr. 58 726, 
die für das Rechnungsjahr 1920 ſelbſtändig Rechnung legt, abführen zu laſſen. Gleichzeitig 
wollen Sie davon zwecks Erteilung der Einnahmeanweiſung dem Herrn Reichsarbeits⸗ 
miniſter in Berlin NW 40, Scharnhorſtſtraße 35, unmittelbar Mitteilung machen. Der 
Vorlegung einer Abſchrift dieſer Anzeige an mich bedarf es nicht mehr, wie bereits in dem 
Runderlaſſe vom 18. September 1920 (HMBl. S. 270) hervorgehoben iſt. 


Iin Auftrage. 
I 16788. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten (auch Oppeln), den Herrn Oberpräſidenten als 
Demobilmachungskommiſſar für Groß-Berlin in Berlin und den Herrn Regierungs- 
präſidenten für Oberſchleſien, Verwaltungsſtelle Breslau, in Breslau. 


4. Gewerbeaufſicht. 
Betreten der Eiſenbahnanlagen durch Gewerbeauſſichtsbeamte. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 4. Dezember 1920. 

Das Reichsverkehrsminiſterium, Zweigſtelle Preußen⸗-Heſſen, hat durch Erlaß vom 
5. Oktober d. J. IV 46. 115. 522 die Eiſenbahndirektionen angewieſen, in allen Fällen, 
in denen preußiſche Behörden für die ihnen unterſtellten Beamten Ausweiſe zum Betreten 
der Bahnanlagen beantragen, die Ausſtellung dieſer Ausweiſe von der Übernahme der 
Haſtpflicht durch die Behörden abhängig zu machen. Ich ermächtige Sie, die von den 
Eiſenbahndirektionen hiernach verlangten Haftpflichtübernahme⸗Erklärungen für die Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten zu vollziehen. Bei der Überſendung dieſer Erklärungen an die Eiſenbahn⸗ 
direktionen wollen Sie dieſe darauf aufmerkſam machen, daß die Unfallfürſorge für die 
Gewerbeaufſichtsbeamten durch das Geſetz, betreffend Fürſorge für Beamte infolge von 
Betriebsunfällen, vom 2. Juni 1902 (GS. S. 153) geregelt iſt (zu vgl. v. Brauchitſch, 
Preußiſche Verwaltungsgeſetze Bd. 6, 5. Auflage, S. 1115, Anm. 2). 

Im Auftrage. 

II 16219. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, mit Ausnahme des in Aurich, und an den Herrn 
»Polizeipräſidenten, hier: 
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Geſchäfte des Prüfungsamts für Gewerbeaufſichtsbeamte im Jahre 1920. 


Dem Prüfungsamt für Gewerbeaufſichtsbeamte waren gemäß der Vorbildungs⸗ und 
Prüfungsordnung vom 7. Dezember 1897 (Min. Bl. d. i. V. 1898 S. 29) drei Gewerbe⸗ 
referendare früher überwieſen worden; vier Gewerbereferendare wurden im Laufe des Jahres 
neu überwieſen. Von dieſen ſieben Gewerbereferendaren haben fünf die Gewerbeaſſeſſor⸗ 
prüfung vollendet; einer hat ſie gut, vier haben ſie ausreichend beſtanden. Auch die beiden 
übrigen haben bereits beide ſchriftlichen Arbeiten abgeliefert. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, fofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. 19. Band, 4. Heft. Verlag Franz 
Vahlen, Berlin W 9. 


Das neue deutſche Wirtſchaftsrecht. Eine ſyſtematiſche Überſicht über die Ent⸗ 
wicklung des Privatrechts und der benachbarten Rechtsgebiete ſeit Ausbruch des Weltkriegs. 
Von Dr. Arthur Nußbaum, a. o. Profeſſor. Berlin. Verlag Julius Springer, Berlin W 9. 


Der Arzt in Vergangenheit und Gegenwart. Die Nahrungsnot der Jetztzeit. 
Eine ſozial⸗mediziniſche Betrachtung von Medizinalrat Dr. Joſef Wengler. 2. Auflage. 
Selbſtverlag des Verfaſſers, Groß-⸗Geran. 


Bedeutung der Baupflege. Betrachtungen über die kulturelle und volkswirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung des Baupflegegeſetzes. Von Oberbaurat Dr.-Ing. Werner Hollweg. — 
Schrankenloſe Außenreklame. Von Hans Rolffſen, Reg.⸗Baumeiſter a. D. W. Gente, 
Wiſſenſchaftlicher Verlag, Hamburg. 


Preiserhöhung. 


Mit Genehmigung des Miniſteriums für Handel und Gewerbe koſtet vom 1. Januar 1921 
ab das 


„Miniſterialblatt der Handels- und Gewerbeverwaltung“ 


acht Mark vierteljährlich. Die Preiserhöhung iſt eine notwendige Folge der außerordentlich ver⸗ 
teuerten Herſtellungskoſten. 


Berlin WE, den 10. Dezember 1920. 
Carl Heymanns Verlag. 
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